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ffüürr  ddaass  LLaanndd  RRhheeiinnllaanndd--PPffaallzz

Aufgrund des § 4 Abs. 3 Satz 1, des § 14 Satz 1, des § 18 Abs. 1
Satz 1, des § 26 Abs. 1 Satz 2 und des § 30 Halbsatz 2 des
Gaststättengesetzes in der Fassung vom 20. November 1998
(BGBl. I S. 3418), zuletzt geändert durch Artikel 33 des Geset-
zes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818), in Verbindung mit § 1
Abs. 1 und 3 Nr. 1 bis 3 der Landesverordnung zur Übertra-
gung von Ermächtigungen nach dem Gaststättengesetz vom
29. April 1987 (GVBl. S. 136, BS 711-6) wird im Einvernehmen
mit dem Ministerium der Finanzen, dem Ministerium für Ar-
beit, Soziales, Familie und Gesundheit, dem Ministerium für
Umwelt und Forsten und dem Ministerium des Innern und
für Sport verordnet:

AArrttiikkeell  11

Die Gaststättenverordnung vom 2. Dezember 1971 (GVBl.
S. 274), zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Oktober
2001 (GVBl. S. 267), BS 711-7, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 3 wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Die zuständige Behörde beteiligt bei Erteilung von
Erlaubnissen nach dem Gaststättengesetz, bei sonstigen
gaststättenrechtlichen Verfahren und im Rahmen der
Nachschau nach § 22 Abs. 2 des Gaststättengesetzes bei
Bedarf die untere Bauaufsichtsbehörde und die für den
Brandschutz zuständige Dienststelle. Dies gilt auch für
Ortsbesichtigungen.“

2. In § 4 wird die Verweisung „§§ 5 bis 11“ durch die Ver-
weisung „§§ 5 bis 9“ ersetzt.

3. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6
Schank- und Speisewirtschaften

Schank- und Speiseräume sowie andere dem gemeinsamen
Aufenthalt der Gäste dienende Räume müssen übersicht-

lich sein. Die im Fluchtweg dieser Räume liegenden Türen
müssen in Fluchtrichtung aufschlagen. Eine ausreichende
Lüftung aller Räume der Gaststätte über Fenster oder
entsprechende lüftungstechnische Anlagen muss gewähr-
leistet sein.“

4. § 7 wird gestrichen.

5. Die bisherigen §§ 8 und 9 werden §§ 7 und 8 und erhalten
folgende Fassung:

„§ 7
Toilettenräume

(1) Die Toilettenräume für Gäste müssen leicht erreich-
bar, gekennzeichnet und ausschließlich für die Nutzung
durch Gäste bestimmt sein. Für Damen und Herren müs-
sen nach Geschlechtern getrennte Toilettenräume vorhan-
den sein.

(2) In Schank- und Speisewirtschaften müssen vorhanden
sein:

SS ee cc hh ss tt ee   LL aa nn dd ee ss vv ee rr oo rr dd nn uu nn gg
zzuurr  ÄÄnnddeerruunngg  ddeerr  GGaassttssttäätttteennvveerroorrddnnuunngg
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Schank-/
Speiseraum-

fläche

(in m2)

Toiletten-
räume für

Damen

Toilettenräume
für Herren

Toiletten Toiletten Urinalbecken

bis 50 1 1 –

über 50 bis 100 2 1 2

über 100 bis 150 2 2 2

über 150 bis 200 3 2 3

über 200 Festsetzung im Einzelfall



(3) Toilettenräume für Gäste müssen lüftbare und be-
leuchtbare Vorräume mit Waschbecken, Seifenspender
und unter hygienischen Aspekten unbedenklicher Hand-
trocknungseinrichtung haben. Seife und Handtrocknungs-
einrichtung dürfen nicht gegen Entgelt bereitgestellt wer-
den. Die Wände der Toilettenräume sind bis zur Höhe
von mindestens 1,5 m mit einem waschfesten, glatten
Belag oder Anstrich zu versehen. Die Fußböden müssen
gleitsicher und leicht zu reinigen sein.

(4) Die nach den Absätzen 1 und 2 notwendigen Toi-
lettenräume dürfen nicht durch Münzautomaten oder
ähnliche Einrichtungen versperrt sein und für deren Nut-
zung durch Gäste darf ein Entgelt nicht erhoben werden.

§ 8
Küchen

(1) Die Küche muss den betrieblichen Verhältnissen ent-
sprechend mindestens eine Wasserzapfstelle und eine
besondere Handwaschgelegenheit jeweils mit fließendem
kaltem und warmem Wasser sowie einen Schmutzwasser-
ausguss haben. In der Küche oder in einem unmittelbar
anschließenden, gut lüftbaren Raum ist eine ausreichende
Spülanlage einzurichten. Die hygienisch einwandfreie
Aufbewahrung der Lebensmittel muss sichergestellt sein.

(2) Der Fußboden der Küche sowie ihrer Nebenräume
muss gleitsicher, wasserundurchlässig, fugendicht und
leicht zu reinigen sein. Die Wände sind bis zur Höhe von
mindestens 2 m mit einem glatten, waschfesten und hellen
Belag oder Anstrich zu versehen. Die Türen von Kühl-
räumen müssen von innen ohne Schlüssel geöffnet werden
können.

(3) Wenn eine ausreichende Lüftung über Fenster nicht
möglich ist, müssen die für eine ausreichende Lüftung
erforderlichen Anlagen vorhanden sein. Die Entlüftung
muss über das Dach erfolgen, wenn dies zum Schutz der
Gäste, der Bewohner des Betriebsgrundstücks oder der
Nachbargrundstücke oder der Allgemeinheit gegen er-
hebliche Geruchsbelästigung erforderlich ist. An Fenstern
und Luftöffnungen müssen Vorrichtungen gegen das Ein-
dringen von Insekten vorhanden sein.“

6. § 10 wird gestrichen.

7. Der bisherige § 11 wird § 9 und wie folgt geändert:
a) In der Einleitung wird die Verweisung „§§ 5 bis 10“

durch die Verweisung „§§ 5 bis 8“ ersetzt.

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung:
„2. wenn Gründe des allgemeinen Wohls die Abwei-

chung erfordern, die Einhaltung der Vorschrift im
Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Härte führen würde oder dem Zweck der jewei-
ligen Anforderung auf andere Weise entsprochen
wird.“

8. Die bisherigen §§ 12 bis 16 werden §§ 10 bis 14. 

9. Nach dem neuen § 14 wird folgender neue § 15 eingefügt:

„§ 15
Ausschank von Apfelwein

Die §§ 10 bis 14 gelten für den Ausschank von selbst
erzeugtem Apfelwein entsprechend.“

10. Die bisherigen §§ 17 und 18 werden §§ 16 und 17.

11. Der bisherige § 19 wird § 18 und Absatz 1 erhält folgende
Fassung:
„(1) Die Sperrzeit für Spielhallen beginnt um 0.00 Uhr
und endet um 6.00 Uhr.“

12. Der bisherige § 20 wird § 19.

13. Der bisherige § 21 wird § 20 und in Absatz 1 Satz 2 wird
die Verweisung „§ 20 Abs. 2“ durch die Verweisung „§ 19
Abs. 2“ ersetzt.

14. Der bisherige § 22 wird § 21 und in Absatz 1 werden fol-
gende Verweisungen ersetzt:
a) in Nummer 1 „§ 13 Abs. 4“ durch „§ 11 Abs. 4, auch

in Verbindung mit § 15,“,
b) in Nummer 2 „§ 14 Abs. 2 Satz 2“ durch „§ 12 Abs. 2

Satz 2, auch in Verbindung mit § 15,“,
c) in Nummer 3 „§ 15“ durch „§ 13, auch in Verbindung

mit § 15,“,
d) in Nummer 4 „§ 17 Abs. 1“ durch „§ 16 Abs. 1“,
e) in Nummer 5 „§ 17 Abs. 2“ durch „§ 16 Abs. 2“ und
f) in Nummer 6 „§ 21 Abs. 2 Satz 2“ durch „§ 20 Abs. 2

Satz 2“.

15. Der bisherige § 23 wird § 22 und in Absatz 1 wird die
Verweisung „§ 16“ jeweils durch die Verweisung „§ 14“
ersetzt.

AArrttiikkeell  22

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Mainz, den 11. August 2005
Der Minister für Wirtschaft, Verkehr,

Landwirtschaft und Weinbau
In Vertretung

W. Strutz
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Aufgrund des § 7 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Verkündungsgeset-
zes vom 3. Dezember 1973 (GVBl. S. 375), geändert durch
Artikel 23 des Gesetzes vom 7. Februar 1983 (GVBl. S. 17),
BS 114-1, in Verbindung mit § 1 der Landesverordnung zur
Übertragung der Befugnis zur Bestimmung von Zuständig-
keiten nach dem Bundeskriminalamtgesetz vom 14. März
2005 (GVBl. S. 91, BS 2012-2) wird im Einvernehmen mit
dem Ministerium des Innern und für Sport verordnet:

§ 1

(1) Zuständige Landesbehörde nach § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
und Satz 2 des Bundeskriminalamtgesetzes vom 7. Juli 1997
(BGBl. I S. 1650), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Ge-
setzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818), sind das Landes-

kriminalamt und die Generalstaatsanwaltschaften Koblenz
und Zweibrücken.

(2) Zuständige Landesbehörde nach § 17 Abs. 1 Satz 1 des
Bundeskriminalamtgesetzes ist das Landeskriminalamt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über die Zustän-
digkeit nach dem Gesetz über die Einrichtung eines Bundes-
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 1. August
1975 (GVBl. S. 341, BS 2012-6) außer Kraft.

LL aa nn dd ee ss vv ee rr oo rr dd nn uu nn gg
üübbeerr  ZZuussttäännddiiggkkeeiitteenn  nnaacchh  ddeemm  BBuunnddeesskkrriimmiinnaallaammttggeesseettzz

VVoomm  1199..  AAuugguusstt  22000055

Mainz, den 19. August 2005
Der Minister der Justiz

Herbert Mertin

EE rr ss tt ee   LL aa nn dd ee ss vv ee rr oo rr dd nn uu nn gg
zzuurr  ÄÄnnddeerruunngg  ddeerr  LLaannddeessvveerroorrddnnuunngg  üübbeerr  ddiiee  GGeebbüühhrreenn

iimm  BBeerreeiicchh  ddeess  SScchhuullwweesseennss
((BBeessoonnddeerreess  GGeebbüühhrreennvveerrzzeeiicchhnniiss))

VVoomm  2255..  AAuugguusstt  22000055

Mainz, den 25. August 2005
Die Ministerin für Bildung,

Frauen und Jugend
In Vertretung

Joachim Hofmann-Göttig

Aufgrund des § 2 Abs. 4, des § 10 Abs. 1 Satz 2, des § 24 Abs. 1
Satz 2 und Abs. 2 und des § 26 Abs. 2 des Landesgebühren-
gesetzes vom 3. Dezember 1974 (GVBl. S. 578), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2003 (GVBl.
S. 212), BS 2013-1, wird im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um der Finanzen verordnet:

AArrttiikkeell  11

Die Landesverordnung über die Gebühren im Bereich des
Schulwesens (Besonderes Gebührenverzeichnis) vom 23. No-

vember 2001 (GVBl. S. 286, BS 2013-1-20) wird wie folgt ge-
ändert:

Die Anlage erhält die aus der Anlage zu dieser Verordnung
ersichtliche Fassung.

AArrttiikkeell  22

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.
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AAnnllaaggee
(zu Artikel 1)

BBeessoonnddeerreess  GGeebbüühhrreennvveerrzzeeiicchhnniiss
ffüürr  ddeenn  BBeerreeiicchh  ddeess  SScchhuullwweesseennss

Lfd. Gegenstand Gebühr
Nr. EUR

11 VVeerrwwaallttuunnggssggeebbüühhrreenn

1.1 Überprüfung ausländischer Zeugnisse und Befähigungsnachweise einschließlich
Anerkennung 25,00 bis 120,00
Von der Erhebung der Gebühr kann in sozialen Härtefällen oder bei geringem Verwal-
tungsaufwand abgesehen werden.

1.2 Zweitausstellung von Zeugnissen aufgrund von Rekonstruktionen 16,00 bis 43,00
1.3 Begutachtung von Filmen, Bildträgern und Tonträgern, die für die Vorführung während

der Unterrichtszeit zugelassen werden sollen 16,00 bis 320,00
1.4 Prüfung von Lehrbüchern für die Zulassung zum Unterricht 33,00 bis 1.340,00
1.5 Entscheidungen über Anträge auf Erteilung einer Bescheinigung gemäß § 4 Nr. 21

Buchst. a Doppelbuchst. bb des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung vom 21. Februar
2005 (BGBl. I S. 386) in der jeweils geltenden Fassung 16,00 bis 1.600,00

1.6 Entscheidungen über Anträge von Ergänzungsschulen gemäß § 16 des Privatschul-
gesetzes (PrivSchG) in der Fassung vom 4. September 1970 (GVBl. S. 372, BS 223-7) in
der jeweils geltenden Fassung 64,00 bis 384,00

1.7 Entscheidungen über die Anerkennung von Ergänzungsschulen gemäß § 19 PrivSchG 64,00 bis 384,00
1.8 Untersagung des Betriebes einer Ergänzungsschule gemäß § 15 PrivSchG 64,00 bis 384,00
1.9 Widerruf der Anerkennung einer Ergänzungsschule gemäß § 21 PrivSchG 64,00 bis 384,00
1.10 Entscheidungen zugunsten von anerkannten Ergänzungsschulen nach § 17 Abs. 4 der

Landesverordnung zur Durchführung des Privatschulgesetzes vom 9. November 1987
(GVBl. S. 362, BS 223-7-1) in der jeweils geltenden Fassung 640,00 bis 1.920,00

1.11 Zuteilung eines Wohnheimplatzes eines staatlichen Gymnasiums, falls der zugesagte Platz
von der Antragstellerin oder dem Antragsteller ohne Zustimmung der Schule nicht in
Anspruch genommen wird 105,00

22 BBeennuuttzzuunnggssggeebbüühhrreenn

2.1 Wohnen und Verpflegung in Internaten staatlicher Schulen und des Instituts für schu-
lische Fortbildung und schulpsychologische Beratung in Speyer

2.1.1 jährlich 533,00 bis 4.260,00
2.1.2 Einzelübernachtung 3,00 bis 14,00
2.1.3 Einzelmahlzeit 1,00 bis 11,00

Schülerinnen und Schülern können die Gebühren für die Unterbringung und Ver-
pflegung ermäßigt oder erlassen werden, soweit dies im Interesse der Begabtenförderung,
bei Unterbringung mehrerer Geschwister oder in Fällen besonderer Härte geboten ist.

2.2 Benutzung von Räumen, Turnhallen, Anlagen und Geräten staatlicher Schulen durch
Schülerinnen, Schüler, Lehrerinnen, Lehrer oder Dritte zu privaten Zwecken, soweit
nicht Kostenfreiheit gemäß § 15 Abs. 2 des Sportförderungsgesetzes vom 9. Dezember
1974 (GVBl. S. 597, BS 217-11) in der jeweils geltenden Fassung besteht
je Tag 1,00 bis 1.065,00

2.3 Benutzung elektronischer Datenverarbeitungsanlagen staatlicher Schulen durch Dritte
oder zu privaten Zwecken durch Schülerinnen, Schüler, Lehrerinnen oder Lehrer
je angefangene Stunde 1,00 bis 521,00
Auf die Gebühr kann verzichtet werden, wenn die Benutzung überwiegend in schu-
lischem Interesse erfolgt.
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Gemäß § 2 Abs. 2 des Landesgesetzes zu der Ergänzungsver-
einbarung zur Vereinbarung über die Rückgabe der Rhein-
Main Air Base Frankfurt und der Wohnsiedlung Gateway
Gardens sowie die Durchführung und Finanzierung von Bau-
maßnahmen auf den Luftwaffenstützpunkten Spangdahlem
und Ramstein (vom 27. Juli 1999) vom 12. Mai 2005 (GVBl.
S. 151) wird hiermit bekannt gemacht, dass die Ergänzungs-
vereinbarung für das Land Rheinland-Pfalz am 14. Juli 2005
in Kraft getreten ist.

BB ee kk aa nn nn tt mm aa cc hh uu nn gg
üübbeerr  ddaass  IInn--KKrraafftt--TTrreetteenn  ddeerr  EErrggäännzzuunnggssvveerreeiinnbbaarruunngg  zzuurr  VVeerreeiinnbbaarruunngg  üübbeerr  ddiiee

RRüücckkggaabbee  ddeerr  RRhheeiinn--MMaaiinn  AAiirr  BBaassee  FFrraannkkffuurrtt  uunndd  ddeerr  WWoohhnnssiieeddlluunngg  GGaatteewwaayy  GGaarrddeennss
ssoowwiiee  ddiiee  DDuurrcchhffüühhrruunngg  uunndd  FFiinnaannzziieerruunngg  vvoonn  BBaauummaaßßnnaahhmmeenn  aauuff  ddeenn

LLuuffttwwaaffffeennssttüüttzzppuunnkktteenn  SSppaannggddaahhlleemm  uunndd  RRaammsstteeiinn  ((vvoomm  2277..  JJuullii  11999999))  vvoomm  1122..  MMaaii  22000055
VVoomm  22..  AAuugguusstt  22000055

Mainz, den 2. August 2005
Der Minister der Finanzen

In Vertretung
Deubel
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